
Für das Nachschlagewerk! Ja 
Für die Fachpresse! Ja
Für die amtliche Sammlung! Ja

Gesetz: ArbGG § 2 Abs. 1 Ziff. 2, Abs. 4 Satz 1, Satz 2., § 73 Abs.2;
TVG § 1 Abs. 1, § Abs. 1., § 4 Abs. 2, § 5, § f; Verordnung 
zur Durchführung des TVG: § 6, § 13; GG Art. 1 Abs. 3., Art.3 
Abs. .1.., Art. 9 Abs. 3; Tarifvertrag Uber eine zusätzliche 
Alters- und Invalidenbeihilfe im Baugewerbe vom 28.Oktober 
1957: § 2; Bundcsrahmöntarifvertrag für das Baugewerbe in der 
Fassung vom 12.November i960: § 8; Tarifvertrag über eine zu­
sätzliche Alters- und Invalidenbeihilfe im Baugewerbe vom 
12.November I960: § 4; Tarifvertrag zur Förderung der Auf­
rechterhaltung der Beschäftigungsverhältnisse im Baugewerbe 
während der Winterperiode (Lohnausgleichstarifvertrag in der 
Fassung vom 12.November i960: § 5; Tarifvertrag über das Ver­
fahren für den Urlaub,, den Lohnausgleich und die Zusatzver­
sorgung vom 12.November i960: § 2 I Ziff. 2

a feb. 1965
1

Leitsätze:
1. Die Arbeitsgerichte sind sachlich zuständig auch für bürger­

liche Rechtsstreitigkeiten., die zwar nicht z\iischen Arbeit­
gebern und Arbeitnehmern ausgetragen werden., die aber im 
kollektiven Arbeitsrechtj, insbesondere dem Tarifvertragsrecht., 
wurzelnde Rechte oder Pflichten zum Gegenstand haben und Ar­
beitgeber oder Arbeitnehmer in ihrer Eigenschaft als Träger 
von Arbeitsverhältnissen betreffen.

2. Dies ist bei einem Rechtsstreit der Fall., dessen Gegenstand 
ein Anspruch ist, der in den tarifvertraglichen Bestimmungen 
wurzelt., die das Verhältnis von gemeinsamen Einrichtungen der 
Tarifvertragsparteien zu den tarifgebundenen Arbeitgebern 
normativ regeln.

3. Gemeinsame Einrichtungen der Tarifvertragsparteien., die 
Wohlfahftscharakter tragen* sind keine Wohlfahrtseinrichtungen 
im Sinne des § 2 Abs. 4 ArbGG.

4. Tarifvertragliche Normen., die das Verhältnis gemeinsamer Ein­
richtungen der Tarifvertragsparteien zu Arbeitgebern und Ar­
beitnehmern regeln, können für allgemeinverbindlich erklärt 
werden.

5. Die Allgemeinverbindlicherklärung eines Tarifvertrags ist im 
Verhältnis zu sog. Außenseitern kein Verwaltungs-, sondern 
ein Normsetzungsakt. Die Allgemeinverbindlicherklärung unter­
liegt insoweit wie alle Rechtsnormen der gerichtlichen Nach­
prüfung.
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6. Die Allgemeinverbindlicherklärung der Sozialtarife 
im Baugevierbe vom 12.November i960 verstößt weder 
gegen Art. 3 Abs. 1 GG (verfassungsrechtlicher 
Gleicheitssatz) noch gegen Art. 9 Abs. 3 GG (Koalition freiheit).

Aktenzeichen: 4 AZR 385/63 
Urteil des BAG vom 3. Februar 1965 LAG Frankfurt/Main
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Urteil

4_AZIL 385/63 
3 Sa 520/62 Frankfurt

Verkündet am 
3 Februar 1965
£0 2. Mißler, 
Angestellter 
als Urkundsbeamter 
d-cr Geschäftsstelle

5S Volkes!

In Sachen

1

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichto aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 3° Februar 1965 durch den Senats­
präsidenten fr. Poelmann5 den Bundesriohtcr fr, Pecher und 
die Bundesrichterin Prof, fr, Hilger sowie die Bundesar­
beit sriohtcr Hensc und Schul2-hupp für Recht erkannt;

.'Die Revision des Beklagten gegen das Urteil 
des Landosarbeitsgerichts Frankfurt (Main) 
vom 16c Mai 1963 - 3 Sa 520/62 - wird auf 
Kosten des Beklagten zurückgewiesen.

V o n  R e c h. t s w e g e n !

-  2 -
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2

Die Klägerin ist gemäß § 2 des zwischen dem Zen­
tralverband des Deutschen Baugewerbes, dem Hauptverband 
der Deutschen Bauindustrie und der Industriogewerkschaft 
Bau - Steine - Erden geschlossenen Tarifvertrages über 
eine zusätzliche Alters- und Invalidenbeihilfe im Bauge­
werbe vom 28o Oktober 1957 als gemeinsame Einrichtung der 
Tarifvcrtragopartoicn in der Rechtsform eines Versiche­
rungsvereins auf Gegenseitigkeit errichtet worden« Nach 
§ 4 des am 1. Januar 1961 in Kraft getretenen Tarifver­
trages über eine zusätzliche Alters- und Invalidenbeihilfe 
im Baugewerbe vom 12» November I960 worden die Mittel für 
die tariflichen zusätzlichen Leistungen zur sozialen Ren­
tenversicherung von den tarifgebundenen Arbeitgebern durch 
Beiträge aufgebracht, die an die Klägerin abzuführen sind; 
die Klägerin hat das unmittelbare Recht, den Beitrag zu 
forderno Ebenso sind nach § 5 des Tarifvertrages zur För­
derung der Aufrechtcrhaltung der Beschäftigungsverhältnisse 
im Baugewerbe während der Winterperiode (Lohnausgleich-Ta­
rifvertrag ) und nach § 8 des Bundesrahmentarifvertrages 
für das Baugewerbe, jeweils in der ab 1« Januar 1961 gel­
tenden Fassung vom 12« November I960, an die gemeinsamen 
Einrichtungen der Lohnausglcichkasse und der gemeinnützigen 
Urlaubskassc für die Bauwirtschaft von den Arbeitgebern 
Beiträge zu zahlen, aus denen die tariflichen Leistungen 
an die Arbeitnehmer für Lohnausfall und Übergangsbeihilfe 
sowie die Urlaubsgclder bestritten werden; auch diese 
beiden Kassen haben nach den angeführten tariflichen Be­
stimmungen das unmittelbare Recht, den Beitrag von den ta­
rifgebundenen Arbeitgebern zu fordern« Einzugsstelle für 
sämtliche Beiträge ist nach § 2 I Ziffer 2 des Tarifver­
trages über das Verfahren für den Urlaub, den Lohnausgleich 
und die Zusatzversorgung im Baugewerbe vom 12» November I960
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die Klägerin.

- 3 -
'.1

.Alle genannten Tarifverträge vom 12» November I960 
(KTV, Lohnausgleiche!-, Zusatzvcrsorguhgs- und Verfahrens­
tarif) sind vom Bundcsministcr für Arbeit und Sozialord- 
nung mit Wirkung vom 1. Januar 1961 für allgemeinverbind­
lich erklärt worden; die Allgcmoinverbindlichcrklürung 
(AVE) ist im Bundccanzcigor Nr. 10 vom 14. Januar 1961 be- 
kanntgcraacht worden.

Ber Beklagte unterhält einen baugewerblichen Betrieb 
im Sinne der Bestimmungen über den fachlichen Geltungsbe­
reich der BautarifCo Einem Arbeitgeberverband gehört er 
nicht an.

Die Klägerin nimmt den Beklagten aufgrund der für all­
gemeinverbindlich erklärten Tarifverträge auf Zahlung der 
Beiträge für die Monate August und September 1961 in Höhe 
von 1.849,86 DM nebst 4 v. H. Zinsen von 1.846,28 DM seit 
dem 1. Dezember 1961 in Anspruch.

Der Beklagte hat Klagabweisung beantragt. Er hat die 
örtliche und sachliche Unzuständigkeit des angerufenen Ar­
beitsgerichts gerügt. Die Allgemeinvcrbindlicherklärung der 
Tarifverträge hält er für unwirksam, weil sie durch die Be­
kanntmachung im Bundesanzeiger nicht ordnungsgemäß verkündet 
sei und gegen das Grundgesetz, nämlich gegen den Glcichhcita- 
satz und die negative Koalitionsfreiheit, verstoße.

Das Arbeitsgericht hat ein der Klage stattgebendes Ver- 
oäumnisurteil auf den Einspruch des Beklagten aufrecht er­
halten. Die Berufung des Beklagten ist vom Landecarboitsge- 
rieht zurückgewiesen worden. Mit der vom Berufungsgericht 
zugelasscncn Revision verfolgt der Beklagte das Ziel der 
Klagabwoisung weiter, während die Klägerin um Zurückweisung 
der Revision bittet.
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Die Revision des Beklagten hatte keinen Erfolge

I. Die Revision rügt, das Landesarbeitsgericht habe 
zu Unrecht die örtliche Zuständigkeit des angerufenen 
Arbeitsgerichts bestätigt. Die Rüge ist nicht begründet.
Denn gemäß § 73 Abs. 2 ArbGG kann die Revision auf die 
unrichtige Annahme der örtlichen Zuständigkeit nicht 
gestützt werden. Das gilt im übrigen nach §§ 64 Abs, 2 
ArbüG, 512 a ZPO schon für die Berufung, so daß das Lan­
desarbeitsgericht nicht nachzuprüfen hatte, ob das Ar­
beitsgericht seine örtliche Zuständigkeit mit Unrecht 
angenommen hat,

II» Auch die vom Beklagten in allen drei Rechtszügen er­
hobene Rüge der sachlichen Unzuständigkeit der Gerächte 
für Arbeitssuchen ist nicht begründet. Denn die Arbeits­
gerichte sind gemäß § 2 Abs, 1 Ziff» 2 ArbGG zur Entschei­
dung des Rechtsstreits ausschließlich berufen.

Danach sind die Arbeitsgerichte ausschließlich zu­
ständig für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern aus dem Arbeitoverhältnis 
und aus dessen Nachwirkungen» Ihrem Wortlaut nach erfaßt 
zwar diese Bestimmung den vorliegenden Rechtsstreit nicht» 
Denn die Klägerin macht Ansprüche geltend, die nach den im 
Tatbestand aufgeführten Tarifvorschriften der Gemeinnützigen 
Urlaubskassc, der Lohnausgleichskasse'und der Klägerin un­
mittelbar zustehen» Nach der entsprechend anzuwendenden Aus- 
legungsrcgel des § 133 BGB ist aber der wirkliche Wille 
des Gesetzes zu erforschen und nicht an dem buchstäblichen 
Sinne des Ausdrucks zu haften. Demgemäß ist schon bisher die 
Vorschrift des § 2 Abs» 1 Ziff, 2 ArbGG weit ausgelegt wor­
den (vgl, RAG ARS 5;. 135 f»). Sie verlangt eine weite Aus-
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5 11
lcgung, denn "das klare Ziel des Arbeitogerichtsgesctzes 
ist es, alle bürgerlichrcchtlichen Streitigkeiten, die in 
greifbarer Beziehung mit dexa Arbeitsvcrhältnis in der Art 
stehen, daf3 sie überwiegend durch das Arbeitsverhältnis 
bestimmt werden, auch prozessual im Kahmen der Arbeits­
suchen zu erfassen" (bersch-Volkmar, ArbGG, 6. Aufl.,
§ 2 Anim 84).

Wenn in § 2 Abs. 4 Satz 1 ArbGG die nach Abs. 1 Zif­
fer 1 bis 3 begründete Zuständigkeit der Arbeitsgerichte 
noch besonders auf die Fälle erstreckt wird, in denen der 
Rechtsstreit durch einen Rechtsnachfolger oder durch eine 
kraft Gesetzes an Stelle des sachlich Berechtigten oder 
Verpflichteten hierzu befugte Person geführt wird, so 
steht diese ausdrückliche Erweiterung der nach Abs. 1 be­
gründeten Zuständigkeit einer allgemeinen weiten Auslegung 
des Absatz 1 Ziffer 2 nicht entgegen. Renn die Ausdehnung 
der Zuständigkeit auf die Palle der Rechtsnachfolge und 
der gesetzlichen Prozeßführungsbefugnis stellt keine Beson­
derheit dar, sondern ist eher die bloß erläuternde Inter­
pretation des schon in § 2 Abs. 1 Ziffer 2 zum Ausdruck 
gekommenen Prinzips und müßte, wenn die ausdrückliche Be­
stimmung des § 2 Abs. 4 Satz 1 fehlte, aus § 2 Abs, 1 Zif­
fer 2 durch eine diesem Prinzip entsprechend weite Ausle­
gung abgeleitet werden.

Bine solche nach dem dargelegten Ziel des Arbeitage- 
richtogesetzco gebotene weite Auslegung des § 2 Abs. 1 
Ziffer 2 ArbGG ergibt die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte 
auch für bürgerliche Rochtsstreitigkeitcn, die zwar nicht 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ausgetragon werden, 
die aber im kollektiven Arboitsrccht, insbesondere dem la- 
rifvertragsrccht, wurzelnde Rechte oder Pflichten zum Ge­
genstände haben und Arbeitgeber oder Arbeitnehmer in ihrer 
Eigenschaft als Träger von Arbeiteverhältnissen betroffen.
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6

Um einen Rechtsstreit dieser Art geht es hier« Denn der 
von der Klägerin geltend gemachte Anspruch wurzelt in den 
tarifvertraglichen Bestimmungen, die das Verhältnis von 
gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien zu den 
tarnfgebundenen Arbeitgebern normativ regeln (§ 4 Abs« 2 
TVG) « Dabei kommt es hier entgegen der Ansicht des Berufungs­
gerichts noch nicht darauf an, ob der Beklagte durch Allge- 
meinvcrbindlicherklärung der genannten Tarifverträge wirk­
sam in die Tarifbindung einbezogen worden ist. Denn diese 
Frage gehört nicht zur Prüfung der sachlichen Zuständig­
keit und damit zur Zulässigkeit der Klage, sondern erst 
zu ihrer Begründetheit„

Bei den Regelungen nach § 4 Abs« 2 TVG über gemeinsame 
Einrichtungen der Tarifvertragsparteien handelt es sich frei­
lich nicht um Normen nach § 1 Abo« 1 TVG; denn sie ordnen 
weder den Inhalt, den Abschluß und die Beendigung von Ar­
beiteverhältnissen noch betriebliche oder betriebsverfas­
sungsrechtliche Fragen« Sie gelten unmittelbar und zwingend 
einmal für die Satzung der gemeinsamen Einrichtungen der Ta­
rifvertragsparteien, zum andern auch für das Verhältnis die­
ser Einrichtungen zu den tarifgebundenen Arbeitgebern und Ar­
beitnehmern« Es können also über die in § 1 Abs. 1 TVG ge­
nannten Regelungen hinaus durch Tarifvertrag unmittelbar 
Rechte und Pflichten der einzelnen tarifgebundenen Arbeit­
geber und Arbeitnehmer gegenüber den von den Tarifvertrags­
parteien geschaffenen und im Tarifvertrag geregelten gemein­
samen Einrichtungen; begründet werden. Wenn solche tarif­
lichen Normen auch keine Inhaltsnormen im Sinne des § 1 
Abs. 1 TVG sind, so knüpfen sic doch unmittelbar an Ar­
beitsverhältnisse an; denn von Arbeitgebern und Arbeitneh­
mern, deren Verhältnis zu der Einrichtung geregelt werden 
soll, kann nur die Rede sein, wenn Arbeitsverhältnisse be­
stehen oder zum mindesten bestanden haben.
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Der durch den Gesetzeszwock gebotenen weiten Auslegung 
des § 2 Absc 1 Ziffer 2 ArbGG steht es für den vorliegenden 
Dali auch nicht entgegen, daß nach § 2 Abs. 4 Satz 2 ArbGG 
die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte für Ansprüche von 
Arbeitnehmern gegen Wohlfahrtscinrichtungcn nur gegeben 
ist, wenn sich der Wirkungsbereich der Wohlfahrtseinrich­
tung auf den Betrieb oder das Unternehmen beschränkt. Denn 
um Wohlfahrtscinrichtungcn im Sinne des § 2 Abs. 4 Satz 2 
ArbGG handelt cs sich bei den in § 4 Abs. 2 TVG genannten 
gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien nicht. 
Wohlfahrtscinrichtungcn in Sinne des § 2 Abc. 4 Satz 2 
ArbGG wie auch im Sinne von § 56 Abs. 1 Buchst, e BetrVG 
sind vielmehr Einrichtungen, die der Arbeitgeber errichtet 
hat, um seinen Arbeitnehmern und gegebenenfalls deren An­
gehörigen durch uneigennützige Leistungen, also durch Lei­
stungen ohne Entgelt Charakter, Vorteile zukommen zu lassen 
(vgl. hierzu Dictz-Nikicch, ArbGG § 2 Anm. 141, 142; Dietz, 
BetrVG, 3. Aufl., § 56 Anm. 29 d). Gemeinsame Einrichtungen 
der Tarifvertragsparteien wie die Klägerin und uic beiden 
anderen Kassen gehören daher, auch soweit sie Wohlfahrts- 
Charakter tragen, nicht zu den Wohlfahrtseinrichtungcn im 
Sinne des § 2 Abs. 4 Satz 2 ArbGG, da sie nicht von einem 
Arbeitgeber in dieser seiner Eigenschaft errichtet sind; 
für sic kommt daher die in § 2 Abs. 4 Satz 2 ArbGG voraus­
gesetzte Beschränkung auf den Betrieb oder das Unternehmen 
nicht in Betracht.

Ist somit die sachliche Zuständigkeit des Arbeitsge­
richts für den Rechtsstreit aufgrund einer weiten Auslegung 
des § 2 Abs. 1 Ziffer 2 ArbGG gegeben, wie auch das Landes- 
arboitsgericht angenommen hat, so bedarf es nicht noch der 
im angefochtenen Urteil weiterhin angeotollton Erörterung, 
ob die sachliche Zuständigkeit des Arbeitsgerichts mit 
Hilfe der Rechtsfigur des Vertrages zugunsten Dritter auch 
aus § 2 Abs. 4 Satz 1 ArbGG hcrgclcitct werden kann. Das
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würde voraussetzen, daß die Klägerin die Beitragsforderungen 
als begünstigter Dritter aus den Arbeitsverhältnissen des 
Beklagten zu seinen Arbeitnehmern herleitet, so daß sie in 
wiederum weiter Auslegung des § 2 Abs» 4 Satz 1 ArbGG als 
"Rechtsnachfolgerin" der Arbeitnehmer anzusehen wäre- Diese 
Konstruktion erscheint im Hinblick auf die gesetzliche Rege­
lung in § 4 Abs» 2 TVG gekünstelte Sic würde auch im Gegen­
satz zu der gebotenen weiten Auslegung des § 2 Abs. 1 Ziffer 
2 ArbGG auf die Geltendmachung von Ansprüchen der Arbeitneh­
mer gegen die Kassen nicht passen. Jedoch braucht auf die 
Auslegung und Anwendbarkeit des § 2 Abs, 4 Satz 1 ArbGG hier 
nicht weiter eingegangen zu werden, eben weil die sachliche 
Zuständigkeit des Arbeitsgerichts schon nach § 2 Abs« 1 Zif­
fer 2 ArbGG begründet ist.

III. Da der baugewerbliche Betrieb des Beklagten unter den 
fachlichen Geltungsbereich des RTV und der Sozialtarife für 
das Baugewerbe fällt, kommt es für die Begründetheit des der 
Höhe nach nicht streitigen Klageanspruchs nur noch auf die 
Tarifgebundenhcit des Beklagten an. Diese besteht zwar nicht 
nach § 3 Abo. 1 TVG, da der Beklagte keiner der Tarifver­
tragsparteion als Mitglied angehört. Sie ergibt sich aber 
daraus, daß die Tarife für allgemeinverbindlich erklärt wor­
den sind und sowohl die Tarifverträge wie die Allgemeinver­
bindlicherklärung im Anspruchszeitraum (August/Septenbcr 
1961) fortbcstanden haben. Die von der Revision in Zweifel 
gezogene Rechtswirksamkeit der Allgemeinverbindlicherklä­
rung hat das Berufungsgericht zu Recht bejaht.

1. Nach § 5 Abs. 4 TVG hat die Allgemeinverbindlieher- 
klärung zur Folge, daß die Rechtsnormen des Tarifvertrages 
in seinem Geltungsbereich auch die bisher nicht tarifgebun- 
denon Arbeitgeber und Arbeitnehmer erfassen. Ihre Wirkung 
erstreckt sich also auf die normativen Bestimmungen des Ta­
rifvertrages .
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Bei tariflichen Bestimmungen im Sinne des § 4 Abs.
2 TVG über das Verhältnis einer gemeinsamen Einrichtung 
der Tarifvertragsparteien zu den tarifgebundenen Arbeit­
gebern und Arbeitnehmern handelt es sich um Normen, wie 
schon bei der Erörterung der sachlichen Zuständigkeit ge­
sagt wurde. Auch diese Normen unterliegen grundsätzlich 
einer Allgemoinvcrbindlichorklärung des Tarifvertrages»
Denn die Allgemoinvcrbindlichorklärung erstreckt sich nach 
§ 5 Abs» 4 TVG auf "die Rechtsnormen des Tarifvertrages"» 
Diese Gesctzcsvorschrift verweist nicht etwa nur auf die 
in § 1 Abo» 1 TVG genannten Rechtsnormen. Daher kommt es 
für die Wirksamkeit der Allgemeinverbindlicherklärung 
auch nicht darauf an, ob die tarifliche Bestimmung einer 
Beitragspflicht zu einer gemeinsamen Einrichtung der Ta­
rif Vertragsparteien auch Inhaltsnorm im Sinne von § 1 Abs»
1 TVG sein kann und im konkreten Einzelfalle eine solche 
ist» Ob gegen die Allgcmeinvcrbindlichcrklärung von Normen, 
die eine gemeinsame Einrichtung der Tarifvertragsparteien 
betreffen, rechtliche Bedenken bestehen, sei es, daß die 
Normen nach ihrem Inhalt einer Allgemeinvcrbindlichorklä- 
rung nicht zugänglich sind, sei es, daß die Allgemcinvcr- 
bindlicherklärung gegen gesetzliche Vorschriften, insbeson­
dere gegen Grundrechte verstößt, ist jeweils anhand der 
konkreten tariflichen Regelung zu beantworten»

2» Dabei unterliegt die Prüfung der Rechtswirksamkeit 
der Allgomcinverbindlicherklärung eines Tarifvertrages 
durch die Arbeitsgerichte nicht den Beschränkungen wie 
gegenüber einem Vcrwaltungsakt» Denn in der umstrittenen, 
vom Bundesarbeitogericht bisher nicht entschiedenen Drage 
nach der Rechtsnatur der Allgemeinverbinälichcrklürung ei­
nes Tarifvertrages ist der Auffassung beizutreten, daß es 
sich, worauf cs hier allein ankommt, jedenfalls gegenüber 
den sogenannten Außenseitern nicht um einen Vcrwaltungsakt 
handelt (so mit ausdrücklicher Beschränkung auf das Vcr-
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hältnis zu den Außenseitern Nipperdey-Heussner, Die Rechts- 
natur der Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifver­
trägen, in "Staatsbürger und Staatsgewalt" So 225 ff., während 
der Allgemeinverbindlichcrklärung die Eigenschaft eines Ver- 
waltungsakts schlechthin abgesprochen wird vom Bundesverwal­
tungsgericht' in den Entscheidungen vom 6. Juni und 1. August 
1958 - BVerwG 7, 32 und 188 = AP Nr. 6 und 7 zu § 5 TVG -, 
Berger BB 1956 S. 533? Bettermann RdA 1959 S. 245? Hilde­
gard Krüger RdA 1957 S. 46). Die Allgemeinvcrbindlicher- 
klürung regelt nicht, wie es wesentliches Merkmal des Ver- 
waltungcakts ist, konkrete Einzclfällc. Sie kann auch 
nicht als Allgemcinvcrfügung aufgefaßt werden; denn auch 
diese ist an einen konkreten Sachverhalt gebunden und rich­
tet sich an einen im Zeitpunkt ihres Erlasses noch objek­
tiven Merkmalen bestimmbaren Personenkrcio, Die Allgemein- 
vcrbindlichcrklärung ist dagegen Dauerregelung und betrifft 
eine unbestimmbare Zahl von Personen, insbesondere auch die 
Partner der im Geltungsbereich des Tarifvertrages erst künf­
tig entstehenden Arbeitsverhältnisse. Sic unterscheidet sich 
von der Allgemcinvcrfügung vor allem durch ihren Inhalt; 
denn sie hat nicht wie diese einen konkreten Befehl zum In­
halt, sondern erstreckt sich auf allgemeine Rechtcsätze, 
indem sie die Normen eines Tarifvertrages für allgemein, 
d. h. auch für die bisher nicht tarifgebundenen Arbeitge­
ber und Arbeitnehmer, verbindlich erklärt. Wenn sie an den 
Inhalt eines bestimmten Tarifvertrages gebunden ist, so be­
deutet das eine Beschränkung ihrer Ermächtigungsgrundlage, 
führt aber nicht zur Regelung konkreter Einzclfällc, d. Ji. 
bestimmter lebenssachvorhalte. Die Allgemeinverbindlicher­
klärung ist Nornoctzungsakt; denn allgemeine Regeln über den 
Anwendungsbereich von Normen - hier über die Geltung des Ta­
rifvertrages für die bisher nicht Tarifgebundenen - sind 
notwendig selbst Normen (Berger BB 1956, 534; Eettermann 
RdA 1959? 256). Dabei kommt cs in diesem Zusammenhänge nicht

-  11 -
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darauf an, ob die Allgemeinverbindlicherklärüng im Verhält- 
nis zu den Außenseitern Rechtsverordnung ist, wie insbeson­
dere das Bundesverwaltungsgericht anninunt, oder ob es sich 
um eine staatliche Mitwirkungshandlung als Teilstück eines 
autonomen Rechtsetzungsverfahrens handelt (so Nipperdey- 
Heussner aaOr S. 230 f.).

3o Die Rechtsetzung gegenüber den bisher nicht tarifge­
bundenen Arbeitgebern und Arbeitnehmern durch Allgemein­
verbindlicherklärung von Tarifnormen ist hiernach Gesetz­
gebung im Sinne von Arte 1 Abs. 3 GG (ebenso insovveit 
Maunz-Büri^g? Randnr. 117 zu Art. 1 Abs. 3 GG). Die Allge­
meinverbindlicherklärung der hier in Rede stehenden Tarif- 
vertrüge wäre daher nichtig, wenn sie, wie die Revision 
meint, gegen Art. 9 Abs. 3 GG verstieße (§ 134 BGB). Zur 
Prüfung dieser Frage sind die Arbeitsgerichte befugt und 
berufen, ohne im Palle der Annahme eines Vorstoßes gegen 
das Grundgesetz gemäß Art. 100 Abs. 1 GG die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts einholon zu müssen, da cs 
sich bei der Allgemcinverbindlicherklärung von Tarifver­
trägen nicht um ein formelles staatliches Gesetz handelt 
(BAG 1, 258 (/~263_7; BVerfGE 1, 184; 3? 357)= Einen Ver­
stoß gegen Art. 9 Abs. 3 GG hat das Landesarbeitsgericht 
jedoch mit Recht verneint.

Die durch die Allgemeinverbindlichkeit der Tarife 
begründete Beitragspflicht der nichtorganisierten Arbeit­
geber zu den drei Sozialkassen bedeutet keine Zwangsmit- 
glicdschaft der Außenseiter bei diesen gemeinsamen Ein­
richtungen der Tarifvertragsparteien, und den nur nach § 5 
Abs. 4 TVG tarifgebundenen Beklagten sind Mitgliedsrechte 
oder Mitgliedspflichtcn weder unmittelbar noch mittelbar 
aufgezwungen worden (vgl. BAG 7, 106). Denn Mitglieder der 
Kassen sind nach deren Satzungen allein die Tarifvertrags­
parteien (abgesehen davon, daß Mitglieder der Urlaubskasse
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nach § 3 ihrer Satzung auch andere Organisationen von Arbeit­
gebern und Arbeitnehmern sein können), nicht aber die tarif­
gebundenen Arbeitgeber und Arbeitnehmer» Die "Beiträge", die 
alle tarifgebundenen Arbeitgeber an die Kassen zu zahlen ha­
ben, sind demnach auch keine Mitglicdsbciträge, mag die Tarif- 
gebundenhoit des einzelnen Arbeitgebers auf seiner Mitglied­
schaft bei einer Tarifvertragspartci oder auf der Allgemein­
verbindlichkeit der Tarife beruhen» Vielmehr handelt es sich 
bei diesen "Beiträgen" nur um Zahlungen, die der Aufbringung 
von Mitteln für tarifliche Leistungen dienen, die aber nicht 
zu einem personalen Zusammenschluß führen (vgl0 hierzu auch 
BVerfGE 10, 354 £~362__7')» Von einer Verletzung der sog., ne­
gativen Koalitionsfreiheit durch die Allgemoinverbindlichcr- 
klärung der Sozialtarife kann daher nicht gesprochen werden, 
und es bedarf keiner weiteren Erörterung darüber, ob und in 
welchem Umfang diese Dreiheit durch Art» 9 Abs» 3 GG ge­
schützt ist»

4» Auch einen Verstoß gegen den Gleichheitssatz des Art» 3 
Abs» 1 GG hält das Berufungsgericht zu Recht nicht für gege­
ben» Die durch die Allgemeinverbindlicherklärung herbeige­
führte Tarifbindung (§ 3 Abs» 4 TVG) wirkt sich hinsichtlich 
der Rechte und Pflichten der Tarifgebundenen im Verhältnis 
zu den Kassen (§ 4 Abs» 2 TVG) nicht anders aus als die Ta­
rifbindung, die aus der Mitgliedschaft bei einer Tarifver­
tragspartei erwächst (§ 3 Abs» 1 TVG)» Insbesondere räumen 
die für allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträge in der 
Passung von 12» November I960 den durch Mitgliedschaft ta- 
rif gebundenen Arbeitgebern oder Arbeitnehmern nicht wegen 
ihrer Mitgliedschaft Rechte ein, deren die aufgrund der 
Allgemeinvcrbindlichkeit Tarifgebundenen nicht teilhaftig 
werden können» Das könnte beispielsweise der Pall sein, 
wenn der Tarif für Arbeitgeber mit langjähriger Mitglied­
schaft bei einem am Tarifverträge beteiligten Arbeitgeber­
verband die Beiträge zu den Kassen geringer festsetzen
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würde. derartige Ungleichheiten von tariflichen Rechten 
oder Pflichten bestehen aber zwischen den durch Mitglied­
schaft und den durch Allgeineinvcrbindlicherklürung Tarif- 
gcbundenen nach den hier maßgeblichen Tarifverträgen weder 
für die Arbeitgeber noch für die Arbeitnehmer.

5o Eine Ungleichheit gegenüber tarifvertraglich geregel­
ten gemeinsamen Einrichtungen der TarifVertragsparteien 
besteht allerdings insofern, als die Mitglieder der Tarif- 
partner in dieser ihrer Eigenschaft je nach der Satzung 
.ihres Verbandes einen gewissen, wenn auch nur mittelbaren 
Einfluß auf die Gestaltung der Satzung der gemeinsamen 
Einrichtungen sowie auf die Bestellung ihrer Organe haben 
könneno So sind hier Mitglieder der Klägerin und der beiden 
anderen Kassen die TarifVertragsparteien selbst0 Deren 
Mitglieder wiederum bestimmen mit darüber, wer die Tarif- 
Vertragsparteien repräsentiert, und zwar nicht nur beim 
Abschluß der Tarifverträge, sondern auch bei der Mahrnch- 
mung der Mitglicdochaftsrochte in den Kassen. Damit haben 
sie einen - wenn auch nur schwachen mittelbaren - Einfluß 
auf die Gestaltung der Satzungen und der Geschäftsführung. 
Denn nur soweit die Tarifverträge Regelungen für die ge­
meinsamen .Einrichtungen enthalten, gelten diese auch,un­
mittelbar und zwingend für deren Satzung; in übrigen be­
stimmt sich das Satzungsrecht nach den allgemeinen Vor­
schriften des bürgerlichen Vercinsrcchts oder je nach der 
Rochtsform der Einrichtung noch besonderen Vorschriften 
(so für die Klägerin als Versicherungsvcrein auf Gegen­
seitigkeit u. a„ nach §§ 15 ff * VVG). Diese Ungleichheit 
in der Möglichkeit einer Einflußnahme auf die Gestaltung 
der gemeinsamen Einrichtung der Tarifvertragsparteien, 
die zwischen den durch Mitgliedschaft und den durch A11- 
gemeinvcrbind1icherklärung Tarifgebundenen besteht, beruht 
aber nicht auf der durch die Allgemeinverbindlicherklärung 
herbeigoführten Tarifgebundenheit der Außenseiter, sondern
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allein auf der Mitgliedschaft der organisierten .Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer bei den Tarifpartnern, also auf Verbands­
recht „ Unter dem Gesichtspunkt der Tarifgebundenheit haben 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer nach den hier anzuwendenden 
Tarifen als Mitglieder der Tarifvertragspartoien keine an­
deren Rechte und Pflichten als die durch die Allgcmeinvcr- 
bindlicherklärung Tarifgebundenen, und zwar auch hinsicht­
lich der nach § 4 Abo. 2 TVG für alle Tarifgebundenen ver­
bindlichen Regelung ihres Verhältnisses zu den Kassen und 
ebenso hinsichtlich der Möglichkeit, auf die Gestaltung 
dieser Regelungen einzuwirken.

Ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG, der die Allgemein­
verbindlicherklärung der Sozialtarife der Bauwirtochaft vom 
12c November I960 unwirksam machen würde, liegt nach allem 
nicht vor.

IV. Da es sich bei der Allgemeinverbindlicherklärung nicht 
um einen Verwaltungsakt, sondern um einen Rechtsetzungsakt 
handelt, nämlich entweder um eine Rechtsverordnung oder um 
eine staatliche MiLwirkungshandlung bei der Setzung auto­
nomen Tarifrechts gegenüber den gemäß § 5 Abc. 4 TVG der 
Tarifbindung unterworfenen Außenseitern (vgl. oben unter 
III, 2), unterliegt sic aufgrund ihrer Rechtsnatur im Ver­
hältnis zu den Außenseitern der gerichtlichen Nachprüfung 
wie alle Rechtsnormen. Die Arbeitsgerichte haben daher bei 
der Anwendung der für allgemeinverbindlich erklärten tarif­
lichen Rechtsnormen gegenüber einem Außenseiter von Amts 
wegen zu prüfen, ob sich die Allgcmoinvcrbindlicherklarung 
im Rahmen der gesetzlichen Ermächtigung hält, da hiervon 
ihre Rechtswirksamkeit abhängt»

Bei der Prüfung, ob die in § 5 TVG für eine Allgemein- 
verbindliehcrklärung aufgcstcllten Voraussetzungen erfüllt 
und die hierzu ergangenen Bestimmungen der Durchführungs-
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Verordnung beachtet sind, ist das Gericht nicht auf die 
von den Prozeßparteien vorgetragenen Tatsachen beschränkt. 
Das richterliche Prüfungsrecht besagt aber nicht, daI3 die 
Arbeitsgerichte verpflichtet wären, von sich aus die Er­
füllung aller Erfordernisse der Allgemeinverbindlicherklä­
rung festzuctellen, sofern nicht der Parteivortrag oder 
auch von den Parteien nicht vorgetragene augenfällige Um­
stände Veranlassung geben, dem nachzugehen. Vielmehr darf 
im allgemeinen davon ausgegangen werden, daß der Bundcc- 
miniotcr für Arbeit und Sozialordnung und die obersten Ar­
beit sbchörden der Länder die Allgcmcinvcrbindlichkcit ei­
nes Tarifvertrages nur unter Beachtung der gesetzlichen 
Voraussetzungen einschließlich dos vorgeschricbcncn Ver­
fahrens aus sprechen.

insbesondere ist bei der Frage, ob die Allgemeinver­
bindlicherklärung eines Tarifvertrages im öffentlichen 
Interesse geboten erscheint (§ 5 Abs. 1 Ziff. 2 TVG), den 
zuständigen staatlichen Behörden ein weiter Eeurteilungs- 
spiclraum einzuräumen. Nach Inhalt und Zweck der Sozial- 
tarifc des Baugewerbes vom 12. November I960 besteht kein 
Anlaß, die Ecchtswirkcamkeit ihrer Allgcmcinverbindiichcr- 
klärung unter dem Gesichtspunkt des ex-forderlichen öffent­
lichen Interesses in Zweifel zu ziehen.

V. .Die Allgemeinverbindlicherklärung der Sozialtarife 
ist gemäß § 5 Abs. 7 TVG, §§ 6 Satz 3, 13 Abs. 1 Satz 2 
DVO im Bundcsanzoiger bekannt gemacht worden. Pa ec sich 
um einen Kechtsctzungcakt handelt, stellt sich die Frage, 
ob dies genügt, oder ob ec auch der öffentlichen Bekannt­
machung der Tarifnormen, auf die sich die Allgemeinver­
bindlicherklärung .erstreckt, bedarf, zumal dann, wenn die 
Allgemcinverbindlicherklärung als Rechteverordnung anzu­
sehen ist.
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Es entspricht allerdings rechtsstaatlichen Grundsätzen, 
daß Normen des geschriebenen Rechts zu ihrer Rechtswirksam­
keit der "Verkündung" bedürfen. Aus diesem allgemeinen Rechts- 
grundsats ergibt sich noch nicht ein Zwang zu einer bestimmten 
Form der Kundmachung. Sie kann im Wege der öffentlichen Be­
kanntmachung, aber auch durch Offenlegung erfolgen. Wesentlich 
ist, daß den Betroffenen der Rechtsetzungsakt als solcher er­
kennbar und sein Inhalt zugänglich ist (vgl. BVerwG NJW 1962, 
506; BVerwGE 17, 192 j/~‘193_7)° Biesen rcchtsstaatlichen Er­
fordernissen ist hier Genüge getan. Bie Allgemeinverbindlich­
erklärung ist, wie vorgeschrieben, im Bundesanzeiger (Nr. 10 
vom 14. Januar 1961) bekannt gemacht worden. Bie Bekannt­
machung der für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvor­
schriften selbst erfolgt nicht in dieser Weise. Bie Tarife 
sind aber den durch die Allgemeinverbindlicherklärung Be­
troffenen zugänglich. Bas ergibt sich zwar nicht aus der 
Bestimmung des § 7 TVG, nach der die Arbeitgeber allgemein 
verpflichtet sind, die für ihren Betrieb maßgeblichen Ta­
rifverträge in ihrem Betrieb an geeigneter Stelle auszule- 
gen; denn die auch den betroffenen Arbeitgebern gegenüber 
erforderliche Kundmachung kann nicht dadurch ersetzt wer­
den, daß sic zur Auslegung des für allgemeinverbindlich 
erklärten Tarifs verpflichtet werden. Jedoch bestimmt 
§ 8 DVO zum TVG, daß Arbeitgeber und Arbeitnehmer, für 
die der Tarifvertrag infolge der Allgemeinverbindlich­
erklärung verbindlich ist, von einer der Tarifvertrags- 
Parteien eine Abschrift des Tarifvertrages gegen Erstat­
tung der Selbstkosten verlangen können. Damit ist die 
Möglichkeit der Kenntnisnahme von den Tarifvorschriften 
gesichert.

Eine Bekanntmachung der Allgemeinverbindlicherklärung 
und der von ihr erfaßten Tarifnormen in der Form, wie sie 
das Gesetz über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 
50. Januar 1950 (BGBl. S„ 23) vorschrcibt, ist auch dann
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nicht erforderlich, wenn die Allgemeinverbindlicherklärung 
eine Rechtsverordnung ist« Denn nach -Arte 82 Abs» 1 Satz 2 
GG sind Rechteverordnungen nur vorbehaltlich anderweitiger 
gesetzlicher Regelung im Bundesgesetzblatt zu verkünden. 
Eine andere, insbesondere eine gegenüber dem Gesetz vom 
30o Januar 1950 speziellere Regelung ist daher, wie schon 
das Berufungsgericht zutreffend ausführt, zulässig und für 
die Allgcmeinvcrbindlicherklärung von Tarifverträgen im 
Tarifvertragsgesetz nebst der zu ihnen ergangenen .Durch­
führungsverordnung auch erfolgt (vgl. hierzu auch Berger 
BB 1956, S. 535; Hildegard Krüger RdA 1957, S. 50).

Hiernach war die Revision auf Kosten des Beklagten 
(§ 97 Abo. 1 ZPO) als unbegründet zurückzuweisen, wobei 
noch bemerkt sei, dai3 im vorliegenden Rechtsstreit nicht 
darüber zu entscheiden war, ob und inwieweit der Beklagte 
auch nach dem Inkrafttreten des Tarifvertrages über beson­
dere Alters- und Invalidenbeihilfen im Baugewerbe vom 
10. August 1962 zu Leistungen von Beiträgen an die Klägerin 
verpflichtet ist.

ges„: Br. Poolmann Br. Hilger Br. Pccher
Hense Schulz-Rupp
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